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Rücksichtsloses, persönliches Gewinnstreben hat das globale
Finanzsystem gegen die Wand gefahren und die Weltwirtschaft an den
Rand des Abgrunds getrieben. Es herrschte Anarchie im
Weltfinanzsystem ohne geltende Regeln, allgemein verbindliche Normen
und Werte, außer: „Jeder gegen Jeden und nach mir die Sintflut“.
Im Zuge einer neoliberalisierten, „pervertiert- freien“ Marktwirtschaft
wurde Globalisierung ausschließlich zum persönlichen, kurzsichtigen
Vorteil mißbraucht. Wettbewerbsvorteile wurden rücksichtslos
ausgenutzt, ohne Rücksicht auf Natur, Menschen, soziale Umwelt und
Ressourcen.
Das „Menschenrecht auf Privateigentum“ wurde pervertiert und auf die
Jagd nach schnellem Profit reduziert. Es wurde bei weitem nicht nur
finanzieller Schaden angerichtet. Der entstandene und noch zu
erwartende Schaden ist immens. Kommende Generationen werden
einen Großteil der Zeche zahlen müssen. Unsere Kinder werden zahlen,
auf die wir so stolz sind, unsere niedlichen Enkel, die süßen Großenkel,
die lächeln, wie kleinen Engel im Kinderwagen.

Jetzt aber kommt zunächst erst mal der berüchtigte „Steuerzahler“ für
den reichlich angerichteten Schaden auf. Wer sonst?

Hat "der Steuerzahler" genug Geld? Wer trägt heute die Hauptlast der
Steuer? Wer leiht ihm das Geld, wenn er es auf die Schnelle nicht hat?
Wer hat denn Geld zu verleihen am Abgrund eines implodierten
globalen Finanzsystems und angesichts einer drohenden
Weltwirtschaftskrise samt astronomisch ansteigenden Rettungspaketen?
Nach geltendem Recht haftet der Verursacher eines Schadens
(Verursacherprinzip) und es gilt zuallererst, Schaden zu verhüten und
abzuwenden (Schadensverhütung).
Wieso eigentlich gilt das Prinzip nicht auch im globalen Finanz- und
Wirtschafts-System, wenn es doch vom gesunden Menschenverstand
und vom Respekt vor anderen Menschen geleitet wird? Alle, die
gemeinsam mit am Tisch eines weiteren Weltfinanz-/ wirtschaftsgipfels
sitzen werden, sollten sich auf Regeln einigen, die in Zukunft und
weltweit zuallererst die Verursacher von finanziellen Verlusten, von
sozialen und Umweltschäden haftbar machen und bei Zuwiderhandlung
zu entsprechenden Steuerabgaben heranziehen als Entschädigung für
verursachte Schäden an der Natur, den Menschen und am Gemeinwohl.
Eine solche ÖkoSoziale Besteuerung kann nur weltweit und einheitlich
geregelt werden, da es andernfalls zu Doppelbesteuerung oder
Steuerübervorteilung durch ein anderes Land kommt.

Die Vision einer ÖkoSozialen Gewinnsteuer: eine Illusion?

Eine generelle Gewinnsteuer wäre prinzipiell und gerechterweise zu
zahlen als Entschädigung für den Verlust an Arbeitsplätzen in den
Industrieländern, für den dadurch verursachten Verlust an sozialer
Sicherheit und für so entstehende mindere Lebensqualität. In den
Entwicklungsländern wären entsprechend hohe steuerliche Abgaben zu
entrichten, wenn globale Mindeststandards missachtet werden mit der
Folge erniedrigender und menschenunwürdiger Arbeits-, Lebens- und
Umwelt-bedingungen, auch in China und anderswo.
Den Steuerhöchstsatz auf Gewinne sollten unbelehrbare
Fundamentalkapitalisten zahlen, die auch in Zukunft nichts als den
nackten Wettbewerbsvorteil suchen, die immer nur dumpf und
rücksichtslos hinter kurzfristigen Renditezielen herrennen und deren
Werte und Normen sich in privatem Konsum, Besitzstreben und
Profitmaximierung erschöpfen unter Ausnutzung "immenser
Wettbewerbsvorteile" und durch "Steuerhinterziehung" in „Off Shore-
Steuerparadiesen“. In Scharen sind sie schon vor Jahren
ausgeschwärmt in die „Dritte Welt“ wegen der Armut in diesen Ländern,
wegen der niedrigen Löhne und Lohnnebenkosten, wegen des fehlenden

jetzt.de - http://jetzt.sueddeutsche.de/drucken/text/456993/8f40769ba6ac5b68bf...

1 von 3 04.12.2008 10:00



sozialen Netzes und wegen der fehlenden Umweltauflagen, die sie dort
vorfanden.

Wie für die Vereinigten Staate im "job creation act of 2004" festgelegt,
könnten Unternehmens-Gewinne generell mit 35 Prozent besteuert
werden in den Industriestaaten und in den Schwellen- und
Entwicklungsländern.

Eine Reduzierung der Steuerlast auf bis zu 5,25 Prozent könnte
denjenigen Unternehmen gewährt werden, die die erwirtschafteten
Gewinne reinvestieren in die Schaffung von Arbeitsplätzen sowohl in
den Herkunfts- und Industrieländern wie auch in den rückständigen,
armen Entwicklungsländern.

Eine Reduzierung der Steuerlast auf bis zu 5,25 Prozent könnte
denjenigen Unternehmen gewährt werden, die die erwirtschafteten
Gewinne reinvestieren in die Schaffung von Arbeitsplätzen sowohl in
den Herkunfts- und Industrieländern wie auch in den rückständigen,
armen Entwicklungsländern.
Wenn Unternehmen und Investoren keinen oder nur geringen Schaden
anrichten und stattdessen Werte schaffen, dann sollten die steuerlich
am wenigsten belastet werden, die

1. ökologische und soziale Standards achten,

2. in fairem Wettbewerb am globalen Aufbau der Volkswirtschaften
überall in der Welt partnerschaftlich mitwirken und dabei Arbeitsplätze
schaffen,

3. mit diesen neuen Zielen faire Gewinne erzielen im globalen
Wettbewerb,
wobei die Erwirtschaftung von Gewinnen besonders wünschenswert ist

4. in den ärmsten und rückständigsten Weltgegenden, wo internationale
Unternehmen auch dann Gewinne erzielen, wenn sie tatkräftig
mitarbeiten
an einer „gezielten globalen Armutsüberwindung, die sehr starke neue
Wirtschaftsimpulse für die betreffende Region wie auch die gesamte
Weltwirtschaft freisetzt.“

Die Höhe der Besteuerung von Unternehmensgewinnen sollte so
bemessen sein, dass der „immense Wettbewerbsvorteil“ der
Fundamentalkapitalisten zusammen schmilzt, ohne aber den zur
globalen Armutsbekämpfung dringend notwendigen Kapital- und
Technologietransfer zu behindern. Dieser kann ein Segen sein für die
sich entwickelnden Volkswirtschaften und die Weltwirtschaft, etwa in
Form von ökologisch verträglichen Direktinvestitionen, wenn sie
Arbeitsplätze schaffen, beim Aufbau von Produktionsstätten und
Infrastruktur helfen und das Bildungsniveau und den Lebensstand der
Bevölkerung heben.„Wenn der Wohlstand und damit auch die Löhne in
den sich entwickelnden Ländern steigen, sinkt der Lohndruck in der
Wirtschaft der traditionellen Industrieländer. Auch die erhöhte
Nachfrage auf den Weltmärkten trägt dann zu einer Sicherung der
Arbeitsplätze in den Industrieländern beitragen“
Ökosoziale Mindeststandards sollten flexibel gehandhabt werden und
den vorgefundenen Gegebenheiten in den jeweiligen Ländern angepasst
sein. Sie dürfen auf keinen Fall eins zu eins übertragen werden.Vielmehr
sollte ihre Ausgestaltung den unternehmerischen Anreiz zu Kapital- und
Technologie-Transfer in die Entwicklungsländer, und hier besonders
nach Afrika, nicht behindern, sondern eher noch befördern.

Noch nie war der Zeitpunkt so günstig und die Bereitschaft so groß.

Fazit: Unbelehrbare Fundamentalkapitalisten werden über
Höchstbesteuerung wie in Japan kräftig zur Schadensbegrenzung von
Globalisierung herangezogen.
Der Erhalt und die Schaffung von Arbeitsplätzen würden steuerlich
belohnt und die Auslagerung von Produktionsstätten würde sich
verringern wegen des Wegfalls von zwischenstaatlichen Steuervorteilen
und Wettbewerbsverzerrungen, wegen Verringerung der Unterschiede
bei den Löhnen und Mindeststandards in der Arbeitswelt und wegen sich
angleichender Kosten für Umwelt und Ressourcen schonende innovative
Technologien, die wir ja äußerst gewinnbringend in einer ÖkoSozialen
Marktwirtschaft anbieten könnten, wenn Schwellenländer wie China und
Indien trotz Schmälerung ihrer Wettbewerbsvorteile mitmachen. Ich
denke ja. Es wäre einen Versuch wert in den kommenden Monaten. Die
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Richtung jedenfalls stimmt.
Die beginnende Korrektur der "globalen Ungleichgewichte" gibt den Weg
vor.
Die Vereinigten Staaten werden die Auslagerung der Produktion stoppen
und ihr Handels- und Leistungsbilanzdefizit reduzieren müssen und
einige Schwellenländer verfügen über reichlich Reserven.
Der Zeitpunkt für ein weltweites gemeinsames Regelwerk im globalen
Finanz- und Weltwirtschaftssystem war noch nie so günstig wie jetzt am
Abgrund implodierter globaler Finanzmärkte und angesichts einer
drohenden Weltwirtschaftskrise ungeahnten Ausmaßes. Die Bereitschaft
sich gemeinsam global an den runden Tisch zu setzen war in der
Vergangenheit selten so groß.
Jegliche Störversuche in der Art von Koch, Merkel, Sarkosy, Bush unter
dem Fahne der Menschwenrechte sind kontraproduktiv. Sie drücken nur
Neid, Mißgunst und Konkurrenzdenken aus, wie in alten Zeiten, aber
nicht den Geist gemeinsamer partnerschaftlicher Zusammenarbeit bei
der "ernsthaftesten Herausforderung, die je auf uns zugekommen sind".
Angesichts der Ausmaße dieser globalen Krise hat die Verteidigung des
Menschenrechts auf Arbeit und Brot höchste Priorität.

Mit einer "Erklärung von Lima" ist am 23.11.2008 das 16. Gipfeltreffen
der 21 Mitglieds-staaten des Asiatisch-Pazifischen Wirtschaftsforums
(Apec) zu Ende gegangen. In dem siebenseitigen Dokument kündigen
die Pazifikanrainer "schnelle und entschiedene" Maßnahmen zur
Eindämmung einer der "ernsthaftesten wirtschaftlichen
Herausforderungen, die je auf uns zugekommen sind", an. "Nur das
Prinzip der freien Marktwirtschaft sowie offene Handels- und
Investitionsströme können die globale Ökonomie ankurbeln und die
Armut reduzieren", heißt es in der "Erklärung zur Weltwirtschaft.“ Die
Eindämmung der weltweiten Finanzkrise war zentrales Thema des
Gipfeltreffens. In der Erklärung sind die Vorschläge angenommen
worden, die vom IWF, dem Gipfeltreffen der G-20-Gruppe, der
Finanzministerkonferenz und der Konferenz der Direktoren der
Zentralbanken der G7-Staaten sowie dem internationalen Forum für
Finanzstabilisierung unterbreitet wurden. Zur Apec gehören so
unterschiedliche Staaten wie die USA, Kanada und Japan einerseits und
China, Russland und Peru andererseits. Die Apec-Staaten repräsentieren
41 Prozent der Weltbevölkerung und erbringen zusammen rund 50
Prozent der Weltwirtschaftsleistung.

Quelle: http://jetzt.sueddeutsche.de/texte/anzeigen/456993
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